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'U�$UFK��5RODQG�*LUDUGL�

Die DS haben sich schon im Jänner 
d.J. dafür entschieden getrennte 
Wege zu gehen. 
Die gute Nachricht ist, dass Grüne 
und DPS definitiv beschlossen ha-
ben, auch ohne Beteiligung der DS 
eine gemeinsame Liste zu bilden. Es 
besteht außerdem noch die Möglich-
keit, dass auch die „Lista Di Pietro“ 
mit von der Partie ist. Entsprechende 
Verhandlungen sind noch im Gang. 
Ein solcher Zuwachs wäre ein echter 

Gewinn, weil auf diese Weise die 
durch den Ausschluss von Frau 
Zendron entstandene Lücke ge-
schlossen werden könnte. 
Über die Gestaltung des gemeinsa-
men Listenzeichens ist man sich 
schon weitgehend einig. Die Reihung 
der KandidatInnen der DPS auf der 
gemeinsamen Liste (eine Listenver-
bindung ist aufgrund des geltenden 
Wahlrechts nicht möglich) sieht so 
aus, dass XQVHU� HUVWHU� .DQGLGDW��

$UFK�� 5RODQG� *LUDUGL��
DXV� 6DUQWKHLQ, im 
Spitzenfeld der ersten 
vier aufscheint, während 
GLH� UHVWOLFKHQ�FD��DFKW�
.DQGLGDWHQ eigens 
gekennzeichnet DOV� JH�
VFKORVVHQHU�%ORFN, be-
ginnend vom Platz 10 
an, platziert werden. 
Auf diese Weise wird 
sichtbar gemacht, dass 
die '36 eine eigene 
Gruppierung darstellt, 
die innerhalb des 
gemeinsamen Wahl-
programms der Liste 
besondere politische 
Akzente setzt. 
Wir sind uns mit den 
Grünen in den wesentli-
chen programmatischen 
Aussagen einig, wie aus 
den folgenden Punkten 

hervorgeht: 
• Bekenntnis zu einem Sprachgrup-

pen übergreifenden politischen 
Handeln  

• Nach 30 Jahren ist es Zeit, das 
Autonomiestatut in manchen 
Punkten den veränderten Bedin-
gungen anzupassen  

• Unter der SVP haben sich die 
Umweltsituation und damit die Le-
bensqualität der Bevölkerung er-
heblich verschlechtert: es besteht 
ein wesentlich erhöhter Hand-
lungsbedarf  

• Förderung der Mehrsprachigkeit, 
u.a. durch die Intensivierung und 
Verbesserung des Sprachenunter-
richts und die Zulassung von 
mehrsprachigen Schulen, falls die 
Eltern es wünschen 

• Demokratiereform, mehr Teilhabe 
der BürgerInnen am öffentlichen 
Leben sowie gesetzliche  Maß-
nahmen zur Sicherung der Me-
dienfreiheit und –vielfalt 

• Zukunftssicherung des Wirt-
schaftsstandortes Südtirol u.a. 
durch Verbesserung der Berufs-
bildung und gezielte Förderung 
von Innovation und Forschung; 
Abkehr vom Gießkannenprinzip 

• Zukunftssicherung der Landwirt-
schaft durch Reform des Förde-
rungswesens mit dem Ziel der 
Stärkung der unternehmerischen 
Eigeninitiative der Bauern und der 

'LH�'36�LP�7DQGHP�PLW�GHQ�*U�QHQ�
,Q�XQVHUHU�OHW]WHQ�1XPPHU�KDEHQ�ZLU��EHU�GLH�%HP�KXQJHQ�GHU�*U�QHQ��GHU�LWDOLHQLVFKHQ�/LQNVGHPRNUDWHQ��'6��
XQG�GHU�'HPRNUDWLVFKHQ�3DUWHL�6�GWLURO��'36��EHULFKWHW��HLQH�JHPHLQVDPH�/LVWH�I�U�GLH�KHXULJHQ�/DQGWDJVZDKOHQ�
]X�ELOGHQ��'LHVHU�9HUVXFK�LVW�QXU�WHLOZHLVH�JHOXQJHQ� 
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693�XQG�)DPLOLHQSROLWLN�
9RU� HLQ� SDDU� :RFKHQ� IDQG� LP� )HUQVHKHQ� GHU� 5$,�6HQGHU� %R]HQ� HLQ� *H�
VSUlFK�Ä$P�UXQGHQ�7LVFK³��EHU�GLH�)DPLOLHQSROLWLN�LQ�6�GWLURO�VWDWW��'DEHL�KDW�
GLH�$XVVDJH�YRQ�)UDX�/RELV��EHUUDVFKW��LQ�6�GWLURO�KlWWH�VLFK�OHW]WKLQ�LQ�GHU�
)DPLOLHQSROLWLN�HLQLJHV�]XP�%HVVHUHQ�JHZHQGHW��
%HL�DOOHP�5HVSHNW� I�U�GLH�GXW]HQGIDFKH�0XWWHU�YRP�5LWWHQ��GLH�5HDOLWlW�GHU�
6�GWLUROHU�)DPLOLHQ�LVW�HLQH�DQGHUH��(LQ�%HLVSLHO��(LQH�PLWWHOVWlQGLVFKH�)DPL�
OLH����9ROO]HLW�����7HLO]HLWDUEHLW��PLW���.LQGHUQ�YRQ���ELV���-DKUHQ�XQG�HLQHP�
MlKUOLFKHQ�%UXWWRHLQNRPPHQ�YRQ�FD���������(XUR��HUKlOW�HLQ�)DPLOLHQJHOG�YRQ�
PRQDWOLFK� ��� �DFKW]LJ�� (XUR� ±� HLQ�:LW]�� 'DPLW� EH]DKOW� VLH� JHUDGH�PDO� GLH�
.LQGHUJDUWHQJHE�KU�I�U�HLQ�.LQG��
*DQ]�DQGHUV�]�%�� LQ�'HXWVFKODQG��'RUW�JLEW�HV� I�U�GDV�HUVWH�ELV�GULWWH�.LQG�
����(XUR��PDFKW�EHL���.LQGHUQ�����(XUR��DOVR�IDVW�GDV��IDFKH��
'LH�'36�ZLUG�VLFK�GHVKDOE�GDI�U�HLQVHW]HQ��GDVV�GDV�.LQGHUJHOG�DQJHPHV�
VHQ�HUK|KW�ZLUG��GLH�Q|WLJHQ�)LQDQ]PLWWHO�N|QQHQ�]�%��GHP�7RSI�GHU�GHU]HLW�
XQGLIIHUHQ]LHUW� DQ� GLH�:LUWVFKDIW� YHUWHLOWHQ� *HOGHU� �*LH�NDQQHQV\VWHP� XQG�
9HWWHUQZLUWVFKDIW��HQWQRPPHQ�ZHUGHQ��
'LHVH�0D�QDKPH�ZlUH�QLFKW�QXU�VR]LDO�]ZLQJHQG��VRQGHUQ�NlPH�OHW]WHQ�(Q�
GHV� DXFK� GHU�:LUWVFKDIW� ]XJXWH�� 'DGXUFK�Z�UGH� QlPOLFK� GLH� .DXINUDIW� GHU�
)DPLOLHQ� JHVWlUNW�� XQG� PLWWHOIULVWLJ� GLH� $Q]DKO� GHU� .XQGHQ� HUKDOWHQ� ZHQQ�
QLFKW�HUK|KW��
hEULJHQV��'LH�693�HUNOlUW�VLFK�DXI�LKUHU�+RPHSDJH�IDPLOLHQIUHXQGOLFK��ZREHL�
GHUHQ�3ROLWLN�KHOIH�ÄGLH�(QWIDOWXQJ�GHV�.LQGHV�]X�VLFKHUQ³��GLHV�LVW�ZRKO�Z|UW�
OLFK�XQG�VR�]X�YHUVWHKHQ��GDVV�PDQ�VLFK�KHXWH�LQ�6�GWLURO�K|FKVWHQV���.LQG�
OHLVWHQ�NDQQ��

Förderung einer nachhaltigen und 
naturgerechten Produktion und 
einer engeren Zusammenarbeit 
mit Handel und Fremdenverkehr 
bei der lokalen Vermarktung 

• Die stark wachsende Zersiedlung 
des ländlichen Raumes muss 
durch Einführung strenger Raum-
entwicklungsrichtlinien gestoppt 
und der Bauspekulation Einhalt 
geboten werden. 

Zusätzlich zu diesen oben erwähnten 
Punkten legen wir von der '36 be-
sonderen Wert auf folgende Inhalte: 
• Betonung der Grundsatzwerte in 

Gesellschaft und Politik, Stärkung 
der Freiheit des einzelnen Indivi-
duums 

• Reform der Institutionen (öffentl. 
Verwaltung und Verbände) und 
des Sozialstaates durch:   
-Abbau der ausufernden Bürokra-
tie in der öffentlichen Verwaltung 
und in den Verbänden, 
-Abbau der Überreglementierung 
und der Verschwendung, 
-Abkehr vom Prinzip der totalen 
Versorgung und des damit ver-
bundenen Missbrauchs und des 
Mangels an Bedarfsgerechtigkeit 
sowie Einführung von mehr Ei-
genverantwortung der BürgerIn-
nen 

• Tiefgreifende Reform der Förde-
rungspolitik des Landes in allen 
Bereichen 

• Das Recht auf Unterricht in der 
eigenen Muttersprache ist unan-
tastbar!�Damit in stark gemischt-
sprachigen Gebieten dieses 
Recht nicht verwässert wird, muss 
den Eltern das Recht auf eine 
mehrsprachige Schule eingeräumt 
werden, wenn genügend Nach-
frage besteht; nur so können 
„gemischtsprachige“ Schulen 
vermieden werden.  

• Eigenständige Familienförderung 
des Landes�durch Einführung ei-
nes ergänzenden Landeskinder-
geldes 

• Neuorientierung der Wohnungs-
förderung u.a. auch durch den 
Bau von mehr Mietwohnungen  

• Rückzug der Öffentlichen Hand 
aus der Wirtschaftstätigkeit, aus-
genommen die Führung von stra-
tegisch wichtigen Ressourcen wie 

z.B. Wasser und Energie 
• Die Umweltpolitik muss langfristig 

ökonomisch sinnhaft sein. 

Die obigen Reformvorschläge gehen 
von der Tatsache aus, dass es wei-
ten Teilen der Bevölkerung keines-
wegs mehr so gut geht, wie immer 
wieder behauptet wird. Die Einkom-
men zahlreicher Arbeitnehmer und 
kleiner Selbständiger stagnieren seit 
Jahren, während die Lebenshal-
tungskosten und die Steuern und 
Abgaben merklich gestiegen sind, 
sodass die verfügbare Kaufkraft per 
Saldo gesunken ist. Der Trend zeigt 
weiter nach unten, da das Land, die 
Gemeinden und andere öffentliche 
Einrichtungen die Steuern und Ab-
gaben weiterhin anheben werden. 

♦ 
Eine Wende kann nur durch ein-
schneidende Ausgabenkürzungen 
der öffentlichen Körperschaften er-
reicht werden, wodurch die Bürge-
rInnen und die Wirtschaft nachhaltig 
entlastet werden können. Gleichzei-
tig muss die Wirtschaftsentwicklung 
mit zukunftsfähigen Konzepten auf 
der Grundlage gezielter Prioritäten 
gefördert werden, anstelle des bisher 
praktizierten Gießkannenmodells. 

Auf diese Weise sollen die Arbeits-
plätze der Zukunft gesichert und ver-
bessert und damit die Wertschöp-
fung im Lande und die Einkommen 
der Beschäftigten erhöht werden.  

♦ 
Durch eine merkliche Abspeckung 
der aufgeblähten Bürokratie und Ein-
sparungen bei den Investitionen 
durch die Einführung von verbindli-
chen Kosten/Nutzenanalysen (u.a. 
Abkehr von den Protzbauten und 
sonstigen überdimensionierten An-
schaffungen) sowie einer radikalen 
Neuorientierung der Förderungspoli-
tik (siehe oben), können jene Einspa-
rungen erzielt werden, die notwendig 
sind, um neue Aufgaben zu finanzie-
ren und eine ausreichende soziale 
Absicherung der wirklich Bedürftigen 
zu garantieren. Alle jene, die in der 
Lage sind, sich selbst zu helfen, 
brauchen keine Landeszuschüsse, 
sondern eine nachhaltige Entlastung 
vom Steuer- und Abgabendruck und 
gegebenenfalls befristete Anreize zur 
Selbsthilfe. Dasselbe Prinzip gilt 
auch für die Wirtschaftsförderung. 
 
Karl Berger 
kd.berger@dnet.it 
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JHNHKUW"��
 
Durch den Irakkrieg haben sich zu-
mindest jene Parameter verändert, 
die seit dem 2. Weltkrieg in Europa 
und wohl auch in den meisten zivili-
sierten Ländern der Erde gegolten 
haben: 
Konflikte sind durch Verhandlungen 
zu lösen, Diktatoren sind zwar gegen 
unsere ethischen Grundsätze, aber 
sie können nicht einfach durch Bra-
chialgewalt entfernt werden. 
Jetzt ist es anders. Wir haben ein ein-
ziges Land in der Welt, das die Macht 
besitzt, jederzeit und überall mit 
militärischer Gewalt in ein Land 
einzugreifen. Die USA sind ohne Ge-
genspieler und das wissen sie. Sie 
setzen diese Macht auch eiskalt ein. 
Was hat das alles mit Südtirol zu tun? 
mit der '36? Direkt wenig, aber indi-
rekt sehr viel: Wir als '36 treten für 
friedliche Konfliktlösungen ein und 
lehnen den präpotenten Einmarsch –
den Präventivkrieg als Mittel der 
„Friedenserhaltung“ ab. Wir sind nach 
dem Ende dieses schmutzigen 
Angriffskrieges mehr denn je 
überzeugt, dass es nicht um 
Befreiung des irakischen Volkes ging, 
nicht um eine neu einzuführende 
Demokratie, nein: Es ging ausschließ-
lich ums Öl. Denn was hat sonst das 
Ölministerium mit Demokratie zu tun? 
Es war aber das einzige Ministerium, 
das nicht bombardiert wurde!! So 
wichtig ist es für die Demokratie?! 
Wir haben in Südtirol auch Kräfte, die 
auf der Seite der kriegsführenden Na-
tionen stehen: Es sind dies die Forza 
Italia, die AN aber auch jene SVP Po-
litiker, die sich mit aller Kraft an Forza 
Italia anbiedern. Berlusconi war eines 
der drei „B“: Bush-Blair-Berlusconi. 
 
Wir möchten, dass weltpolitische Ent-
scheidungen am grünen Tisch fallen 
und nicht im Krieg. Treten wir dafür 
ein, dass jene Kräfte gewinnen, die 
sich dieser Meinung anschließen. 
 
Sigmund Kripp 
sigmund.kripp@stachlburg.com 

:DV�KDEHQ�3DUGHOOHU��3�UJVWDOOHU�XQG�
8QWHUEHUJHU�LQ�GHU�693�]X�VXFKHQ�"�
Sie haben in der letzten Zeit in verstärktem Maße Kritik an den Zuständen in 
Südtirol geäußert, sei es am zunehmenden Kaufkraftverlust weiter Teile der 
Bevölkerung oder an der Verschwendung durch die Öffentliche Hand, sei es 
an der Gesundheitspolitik des Landes und der mangelnden Gleichbehand-
lung der Frauen. Haben sie noch immer nicht begriffen, dass wer gegen die 
Missstände im Lande wirksam ankämpfen will, in der SVP bei der falschen 
Mannschaft spielt? Die SVP ist im Wesentlichen für den undurchdringlichen 
Filz zwischen Partei, Landesregierung, Bürokratie , Verbänden und Medien 
verantwortlich, welche den Großteil der Missstände und Ungerechtigkeiten 
im Lande seit Jahren verursachen oder zulassen. Wer ehrlich dagegen an-
kämpfen will, muss gegen die Verursacher angehen und nicht mit ihnen 
gemeinsame Sache machen! Das heißt, um beim Fußball zu bleiben, die 
SVP kann man nur bekämpfen oder bezwingen, wenn man in der gegneri-
schen Mannschaft spielt. 

 

 
Mit anderen Worten: „2KQH�VWDUNH�2SSRVLWLRQ�JLEW�HV�NHLQH�'HPRNUDWLH´�
Wer mir jetzt den autonomiepolitischen Ausnahmezustand vorhält, der ar-
gumentiert mit Schnee von gestern. Die Bedrohung durch Rom ist auch un-
ter Berlusconi und Fini wesentlich geringer als die Nachteile einer nicht exis-
tierenden Demokratie in Südtirol. Die Zeit ist reif einzusehen, dass die größ-
te Bedrohung unserer Gesellschaft und damit der Südtiroler nicht mehr von 
außen, sondern von innen kommt. Es liegt daher im höchsten Eigeninteres-
se der Südtiroler, wenn sie vom Alleinvertretungsanspruch der SVP abrü-
cken und für eine echte politische Vielfalt in ihren Reihen sorgen. Die kom-
menden Landtagswahlen sind die beste Gelegenheit dafür, die Opposition 
erheblich zu stärken. Dazu bedarf es aber eines Signals von Seiten namhaf-
ter Exponenten der kritischen Kräfte im Lande, wie eben Pardeller, Pürgstal-
ler, Frau Unterberger u.a., indem sie sich für die Opposition entscheiden. 

• 
9LHOH�0HQVFKHQ�ZROOHQ�HLQHQ�VWDUNHQ�+HUUVFKHU��GHU�LKQHQ�GHQ�
:HJ�ZHLVW�XQG�LKUH�3UREOHPH�O|VW��7U�JHULVFKH�,OOXVLRQ���
HV�JLEW�NHLQHQ�DQGHUHQ�+HUUVFKHU�DOV�GLH�9HUQXQIW��
6LH�DOOHLQ�I�KUW�XQV�7DJ�XQG�1DFKW�´�

Nach $PLQ�0DDORXI��/LEDQHVLFKHU�6FKULIWVWHOOHU�
x�

:HQQ�DXFK�XQVHU�.DPSI�JHJHQ�GDV�8QUHFKW�PDQFKPDO�NHLQHQ�
�RGHU�QXU�HLQHQ�VSlWHQ��(UIROJ�EULQJW��GDUI�XQV�GDV�QLFKW�GD�
YRQ�DEEULQJHQ��I�U�GDV�HLQ]XWUHWHQ��ZDV�XQVHUHU�HKUOLFKHQ�
hEHU]HXJXQJ�QDFK�GHQ�K|FKVWHQ�,QWHUHVVHQ�XQVHUHU�*HVHOO�
VFKDIW�GLHQW�´�

6XVDQ�6RQWDJ��DPHULN��6FKULIWVWHOOHULQ�XQG�*HVHOOVFKDIWVNULWLNHULQ�
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63(1'(1$8)58)��
Da die Herausgabe des AUF-
WIND und die Errichtung einer 
INTERNET-Seite Geld kostet, 
erlauben wir uns, liebe /HVH�
U,QQHQ, um eine 6SHQGH zu bit-
ten. Gleichzeitig ersuchen wir 
die 0LWJOLHGHU� auch um die 
Zahlung des -DKUHVEHLWUDJHV�
von  

¼����
Kto: 1.700 Südt.Sparkasse 

ABI 6045 CAB 11601�

6HW]HQ��*DWWHUHU��
XQJHQ�JHQG��

'D�VHW]W�VLFK�HLQ�JHVFKHLWHU�0HQVFK�
KLQ�XQG�VFKUHLEW�HLQ�SDDU�(VVD\V��GLH�
GDQQ�DOV�%XFK�HUVFKHLQHQ��Ä$XJHQ�
K|KHQ³�KHL�W�HV��YRQ�$UPLQ�*DWWHUHU�
JHVFKULHEHQ�XQG�YRP�'LHQVWKHUUQ�
%UXQR�+RVS�DOV�KHUDXVUDJHQGHV�
:HUN�JHOREW��.ULWLVFKH�%HPHUNXQJHQ�
VROOHQ�GULQ�VHLQ��K|UW�PDQ��HLQH�$UW�
$EUHFKQXQJ�PLW�GHP�6\VWHP�6�GWL�
URO���
(QGOLFK�HLQHU��GHU�GLH�'LQJH�EHLP�
1DPHQ�QHQQW���KRIIW�GDV�4XHUXODQ�
WHQKHU]�XQG�NDXIW�GDV�PDJHUH�%�FK�
OHLQ���
(LQ�SDDU�6HLWHQ�VSlWHU�LVW�HV�NODU��.UL�
WLN�JLEW¶V�QXU�LQ�KRP|RSDWKLVFKHQ�
'RVHQ��LPPHU�PLW�GHU�5HODWLYLHUXQJ�
GHU�EHVRQGHUHQ�6�GWLUROHU�6LWXDWLRQ�
DEJHVFKZlFKW��*DWWHUHU�ZLUG�QLH�
NRQNUHW��VFKUHLEW�EHLVSLHOVZHLVH��EHU�
GLH�EHVRQGHUH�9HUDQWZRUWXQJ�GHU�
$WKHVLD�LQ�%H]XJ�DXI�LKU�0DFKWPLWWHO�
Ä'RORPLWHQ³�XQG�OlVVW�RIIHQ��RE�GDV�
6�GWLUROHU�9HUODJVKDXV�GHU�9HUDQW�
ZRUWXQJ�JHUHFKW�ZLUG�RGHU�QLFKW��6HL�
WH�DXI�6HLWH�IROJHQ�%DQDOLWlWHQ�XQG�
*HPHLQSOlW]H�XQG�GHU�OHW]WH�$E�
VFKQLWW�GHV�%�FKOHLQV�LVW�GDQQ�XQWHU�
GHP�'HFNPDQWHO�NXOWXUSROLWLVFKHU�
hEHUOHJXQJHQ�HLQ�HWZDV�ODQJDWPLJHV�
%HZHUEXQJVVFKUHLEHQ��PLW�GHP�VLFK�
*DWWHUHU�VHOEVW�EHLP�1DFKIROJHU�RGHU�
GHU�1DFKIROJHULQ�YRQ�%UXQR�+RVS�
HPSILHKOW���
(LQH�YHUSDVVWH�*HOHJHQKHLW��*DWWHUHU�
KlWWH�GLH�Ä$XJHQK|KH³��$EHU�KLQWHU�
GHQ�$XJHQ�VLW]W�EHNDQQWOLFK�GHU�
ILOWHUQGH�9HUVWDQG�XQG�GHU�ZLUG�VLFK�
LQ�GLHVHP�VSH]LILVFKHQ�)DOO�PHKU�PLW�
GHU�LUJHQGZDQQ�HUKRIIWHQ�3HQVLRQLH�
UXQJ�EHVFKlIWLJW�KDEHQ��DOV�PLW�GHU�
=XNXQIW�6�GWLUROV���
 
/LHEHU�HWZDV�DXV�GHP�%DXFK��
)UHXHQ�ZLU�XQV�DXI�GDV�VRHEHQ�EHLP�
)ROLR�9HUODJ�HUVFKLHQHQH�%XFK�YRQ�
+DQV�.DUO�3HWHUOLQL��Ä:LU�.LQGHU�GHU�
6�GWLURO�$XWRQRPLH³��KHL�W�HV�XQG�
GHU�JDQ]�XQG�JDU�XQSUlWHQWL|VH�%H�
REDFKWHU�+DQV�.DUO�3HWHUOLQL�EH�
VFKUHLEW�GDULQ�6�GWLUROHU�:HUGHJlQ�
JH�XQG�:HJNUHX]XQJHQ��2KQH�LQWHO�
OHNWXHOOHQ�$QVSUXFK��DEHU�HLQIDFK�
WUHIIHQG�JHVFKULHEHQ��8QEHGLQJW�OH�
VHQ����
 

 

+HXWH�XQWHUVFKUHLEHQ�
PRUJHQ�PLWHQWVFKHLGHQ�

Bis Mitte September können die Südtiroler Bürgerinnen und Bürger das 
Volksbegehren zur Regelung der Direkten Demokratie in Südtirol mit ihrer 
Unterschrift unterstützen. Mit dem Gesetzentwurf will die ,QLWLDWLYH�I�U�PHKU�
'HPRNUDWLH eine bürgerfreundliche Regelung der direkten politischen Mit-
bestimmung der Bürger auf Landesebene erreichen. Die Regelung hat 
das reformierte Autonomiestatut zur Grundlage und orientiert sich am be-
währten Schweizer Modell. Eingeführt werden soll das Instrument des 5H�
IHUHQGXPV zur präventiven Kontrolle der Landesgesetzgebung und der 
Beschlüsse der Landesregierung, die von Landesinteresse sind sowie das 
Instrument der 9RONVLQLWLDWLYH, mit dem organisierte Bürger selbst einen 
Entwurf für ein Gesetz oder einen Verwaltungsakt ausarbeiten und diesen 
der Südtiroler Bevölkerung zur Abstimmung vorlegen können. 

                      
 

�
Über 30 Südtiroler Organisationen unterstützen jetzt schon dieses über-
parteiliche Anliegen. Wenn das Volksbegehren innerhalb September von 
mindestens 2000 Unterschriften unterstützt wird, dann muss der im No-
vember neu zu wählende Landtag diesen Vorschlag behandeln. 
Unterschrieben werden kann gegen Vorlage des Personalausweises im 
Sekretariat der Wohnsitzgemeinde. Ein kleiner Schritt für Sie, ein großer 
für unser Land. 

Informationen bei: Initiative für mehr Demokratie 
Koordinierungsbüro: Silbergasse 15, BOZEN 

Tel. 0471/324987 info@dirdemdi.org , www.dirdemdi.org 


